
1101 / 2008  Kommunal Info 

Umfrage

Umfrage: Kommunale Ebene wichtigster 
Identifikationsanker

Jeder vierte Bürger in Deutschland 
hält die Bundesländer für überflüs-
sig und glaubt, dass sich Bund und 
Europäische Union mit den wich-
tigeren Fragen befassen. Zudem 
spricht sich die Mehrheit der Bür-
ger in acht von 16 Bundesländern 
für eine Fusion mit einem Nachbar-
land aus. Dieser Trend ist besonders 
in den Bundesländern im Norden 
Deutschlands zu beobachten: Wäh-
rend sich beispielsweise in Berlin 
(61 Prozent), Hamburg (57 Prozent) 
und Schleswig-Holstein (57 Pro-
zent) die Bürger mehrheitlich für 
einen Zusammenschluss mit einem 
anderen Bundesland aussprechen, 
sind es in Baden-Württemberg (33 
Prozent), Bayern (34 Prozent) und 
Hessen (38 Prozent) nur wenige. 
Das ist das Ergebnis einer aktuellen 
Umfrage des Meinungsforschungs-
instituts infas im Auftrag der Ber-
telsmann Stiftung.

Demnach ist nicht das Bundesland, 
sondern die kommunale Ebene der 
wichtigste Identifikationsanker der 
Bürger. Während sich 39 Prozent 
der Bürger in erster Linie ihrer Stadt 
und Gemeinde zugehörig fühlen, 
identifizieren sich 32 Prozent mit 
Deutschland, 14 Prozent mit der EU 
aber nur elf Prozent mit ihrem Bun-
desland. Die stärkste Identifikation 
der Bürger mit ihrem Bundesland 
findet sich in Bayern und Mecklen-
burg-Vorpommern. In Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen hin-
gegen kann jeder vierte Befragte 
keine besonderen Merkmale nen-
nen, die er seinem Bundesland zu-
schreiben würde.

Die Umfrage zeigt außerdem, dass 
die deutschen Bürger Wettbewerb 
unter den Bundesländern ableh-
nen. Deutschlandweit zieht eine 
große Mehrheit der Befragten die 

Solidarität zwischen den Ländern 
dem Wettbewerb vor.

In Sachsen-Anhalt ist die Zustim-
mung mit 96 Prozent am größten, 
in Bayern mit 83 Prozent am nied-
rigsten. Die Solidarität unter den 
Bundesländern wird auch in allen 
Geberländern des Länderfinanz-
ausgleichs klar befürwortet. Bun-
desweit sprechen sich drei von vier 
Bürgern für die Beibehaltung des 
Länderfinanzausgleichs aus.

Der Wunsch nach bundesweit ver-
gleichbaren Lebensverhältnissen 
hingegen findet sich besonders 
stark in den ostdeutschen Bun-
desländern. 46 bis 59 Prozent der 
Bürger wünschen sich dort gleich-
wertige Lebensverhältnisse. Im 
Westen sind es 30 bis 42 Prozent. 
Einheitliche Bildungsstandards 
und Steuersätze werden mit großer 
Mehrheit von den Bürgern in allen 
Bundesländern gefordert. 91 Pro-
zent der Bürger wollen bundesweit 
vergleichbare Standards in Kinder-
gärten, Schulen und Universitäten. 
Eine besonders hohe Zustimmung 
finden diese Aussagen in den ost-
deutschen Bundesländern (96 Pro-
zent). Eine geringere Zustimmung 
gibt es bei den Bürgern in Bayern 
(88 Prozent), Berlin (88 Prozent) und 
Baden-Württemberg (89 Prozent).

Zusammenschluss von einzelnen Bundesländern für viele denkbar
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